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FBPL-Initiative zur Kindergelderhöhung 
fand grosse Mehrheit 
Landtag ist auf die Initiative zur Erhöhung der Kinderzulagen eingetreten 

Die Erhöhung der Kinderzulagen, 
welche von der FBPL mittels ei
ner Initiative gefordert wurde, 
stiess im Landtag auf breite Zu
stimmung. Somit dürfte festste
hen, dass das Kindergeld erhöht 
werden wird und zwar um 30 
Ranken pro Kind und Monat. Da
mit ist der Landtag genau auf die 
Forderung der FBPL eingetreten. 
Der endgültige Entscheid wird je
doch erst bei der 2. Lesung fallen, 
die wohl im Herbst dieses Jahres 
durchgeführt werden wird. 

Alexander Batliner 

FUr die BUrgerpartei erläuterte Rudolf 
Lampert die Initiative zur Erhöhung 
der  Kinderzulagen. E r  machte darauf 
aufmerksam, dass in verschiedenen An
sprachen der Regierung und anderer 
Politiker immer wieder darauf hinge
wiesen wurde, wie wichtig ein intaktes 
Umfeld für die Kinder sei. Deshalb ha
be die FBPL beschlossen, den Worten 
auch Taten folgen .zu lassen. E r  führte 
aus: «Die Jugend wird als Kapital unse
rer Zukunft angesehen. Konsequenter
weise muss auch von staatlicher Seite 
alles mögliche getan werden, um diese 
unsere Zukunft zu sichern. Die Erzie
hungsbereitschaft wird zwar als wun
derbare vielfältige und verantwor
tungsvolle Arbeit hingestellt, dafür 
kann man sich aber kaum etwas kaufen. 
Den schönsten Worten müssen deshalb 
Taten folgen. Taten, welche den Famili
en Entlastung zumindest in finanzieller 
Hinsicht bringen.» 

Erhöhung um 30 tranken 
Die FBPL schlug in ihrer Initiative 

vor, dass die Erhöhung der Kinderzula
gen 30 Franken pro Kind und Monat 
betragen solle. Insgesamt würden sich 
somit die Kosten auf rund 3.8 Millionen 
Franken belaufen. Bezüglich der Finan
zierung dieses Vorhabens sieht die Bür
gerpartei keinerlei Probleme. Rudolf 
Lampert betonte diesbezüglich: «Die 
Kinderzulagen werden durch Beiträge 
der Arbeitgeber und Selbständigerwer
benden finanziert. Die Finanzlage der 
Familienausgleichskasse präsentiert 
sich blendend. Im Jahr 1999 haben 
durchschnittlich 10676 Kinder pro Mo
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nat Familienzulagen erhalten. Laut Jah
resbericht beliefen sich die Beiträge auf 
40.3 Millionen Franken und die Aus
zahlungen auf 38.1 Millionen Franken, 
was einem Betragsüberschuss von 

2.2 Mio. Franken;entspricht. Zusammen 
mit dem Gewinn aus den Kapitalanla
gen ergaben sich 5.8 Mio. Franken, wel
che dem FAK-Fonds zugewiesen wer
den konnten. Das Kapital des Fonds be

trägt danach 94 Mio. Franken . . .  Die  
Initiative der  BUrgerpartei kann pro
blemlos durch die FAK selbst finanziert 
werden, so dass de r  Staat nicht zusätz
lich belastet wird.» 

V U  befürwortet Initiative 
Zustimmung fand die FBPL-Initiati

ve auch bei der VU. Ingrid Hassler be
tonte ebenfalls, dass die finanzielle Si
tuation der  FAK eine Erhöhung zulas
se. Sie kündigte zudem eine Initiative 
zur Erhöhung des Kindergeldes für Al
leinerziehende an, welche sie bis zur 2. 
Lesung vorlegen werde. Ingrid Hassler 
führte aus: «In einer besonders schwe
ren Situation sind bekanntlich Perso
nen, die alleinerziehend sind. Sie kön
nen sich meistens nur auf Teilzeit-Ein
kommen abstutzen und sind auf Famili
enzulagen besonders angewiesen... Ich 
lege Wert darauf, dass der  Ansatz für 
diese Leistung unter der gleichen Be
gründung wenn nicht noch mit der grös
seren Bedürftigkeit ebenfalls angepasst 
werden sollte.» Rudolf Lampert kün
digte darauf an, dass die FBPL den Vor
schlag der Abgeordneten Ingrid Hass
ler ebenfalls unterstützen werde. Die 
FBPL habe die Alleinerziehendenzula-
ge nur nicht in ihrer Initiative erwähnt, 
weil diese Zulage aus dem Jahre 1999 
stamme und mit dem Argument Teue
rung deshalb nicht argumentiert wer
den könne. 

Personen in Ausbildung 
Des Weiteren kündigte die FBPL an, 

dass sie auch in Bezug auf Personen, 
welche sich in Ausbildung befinden und 
das 18. Lebensjahr erreicht hätten, aktiv 
werden würde. Rudolf Lampert führte 
an: «Handlungsbedarf für Personen, 
welche sich in Ausbildung befinden, 
aber das 18. Lebensjahr erreicht haben 
und somit volljährig sind, besteht zwei
fellos. Wir sehen die Lösung in einer ge
zielten Förderung beispielsweise in ei
ner Ausweitung des Gesetzes Uber die 
staatlichen Ausbildungsbeihilfen. Da
durch ist auch gewährleistet, dass diese 
weitergehenden Unterstützungen auf 
Personen beschränkt werden können, 
welche ihren ordentlichen Wohnsitz in 
Liechtenstein haben.» Eine Absage er
teilte die FBPL jedoch der  Auszahlung 
von Kinderzulagen für volljährige Mit
glieder der Gesellschaft. «Ein ursprüng
liches Ansinnen, ebenfalls das Alter 

zum Beispiel auf 19 oder 20 Jahre anzu
heben, haben die Initianten wieder ver
worfen. Dies vor allem deshalb, weil uns 
der  Weg falsch erschien, Kinderzulagen 
für volljährige Mitglieder unserer Ge
sellschaft auszuzahlen. Zumal das Voll
jährigkeitsalter seit kurzem von 20 auf 
18 Jahre gesenkt wurde. Zudem scheint 

Die VU-Abgeordnete Ingrid Hassler 
drückte ihre Zustimmung zur FBPL-
Initiative aus. 

es recht fragwürdig, Beiträge an die El
tern einer volljährigen Person auszu
zahlen. Gemäss bestehendem Gesetz 
haben nämlich nicht die Kinder selbst, 
sondern deren Eltern Anspruch auf die 
Kinderzulagen», so Rudolf Lampert. 
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